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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Protokoll vom 8. Oktober 2002 

über den Beitritt der Europäischen Gemeinschaft 

zum Internationalen Übereinkommen vom 13. Dezember 1960 

über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ 

entsprechend den verschiedenen vorgenommenen Änderungen 

in der Neufassung des Protokolls vom 27. Juni 1997 


A. Problem und Ziel 

Durch das Gesetz sollen die Voraussetzungen für den Beitritt der 
Europäischen Union zum revidierten EUROCONTROL-Übereinkommen 
geschaffen werden. 

Die Neufassung des EUROCONTROL-Übereinkommens, in der die 
weiterhin geltenden Bestimmungen des Übereinkommens und die 
durch die Dipiomatische Konferenz vom 27. Juni 1997 vorgenommenen 
Änderungen zusammengefasst sind, sieht in Artikel 40 vor, dass Orga- 
nisationen der regionalen Wirtschaftsintegration dem revidierten Über- 
einkommen beitreten können. Die Europäische Union ist eine solche 
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration. 

Im Laufe des Jahres 1999 wurde ein Protokoll über den Beitritt der 
Europäischen Gemeinschaft zum revidierten Übereinkommen ausge- 
handelt. Das Beitrittsprotokoll ist am 8. Oktober 2002 unterzeichnet 
worden. 

Die Europäische Kommission hat gegen Deutschland wegen der noch 
nicht erfolgten Ratifikation ein Vertragsverletzungsverfahren wegen der 
Verletzung des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit (Artikel 4 
Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union - EUV) eingeleitet. 

Die Bundesregierung hat der Europäischen Kommission zugesagt, das 
Ratifikationsverfahren durchzuführen. Mit dem vorliegenden Gesetz 
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wird diese Zusage umgesetzt. Die Ratifikation des Protokolls zur 
Neufassung des EUROCONTROL-Übereinkommens Ist Gegenstand 
eines gesonderten Gesetzgebungsverfahrens. 

B. Lösung 

Vertragsgesetz zur Schaffung der Voraussetzung für die Ratifikation 
des Protokolls vom 8. Oktober 2002 über den Beitritt der Europäischen 
Gemeinschaft. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Kein Erfüllungsaufwand. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Kein Erfüllungsaufwand. 

F. Weitere Kosten 

Für die Wirtschaft, insbesondere für mittelständische Unternehmen 
und die sozialen Sicherungssysteme, entstehen keine sonstigen zu- 
sätzlichen, direkten Kosten. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DIE Bundeskanzi.erin 


Berlin, September 2016 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 8. Oktober 2002 über den 
Beitritt der Europäischen Gemeinschaft zum Internationalen Übereinkommen 
vom 13. Dezember 1960 über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt 
„EUROCONTROL“ entsprechend den verschiedenen vorgenommenen 
Änderungen in der Neufassung des Protokolls vom 27. Juni 1997 


mit Begründung und Vorblatt (Anlage). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 


Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur. 

Der Bundesrat hat in seiner 948. Sitzung am 23. September 2016 beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Protokoll vom 8. Oktober 2002 
über den Beitriü der Europäischen Gemeinschaft 
zum Internationalen Übereinkommen vom 13. Dezember 1960 
über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ 
entsprechend den verschiedenen vorgenommenen Änderungen 
in der Neufassung des Protokolls vom 27. Juni 1997 

Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Brüssel am 8. Oktober 2002 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Protokoll über den Beitritt der Europäischen Gemeinschaft zum 
Internationalen Übereinkommen vom 13. Dezember 1960 über Zusammenarbeit 
zur Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ entsprechend den verschiedenen 
vorgenommenen Änderungen in der Neufassung des Protokolls vom 27. Juni 
1997 (BGBl. ... II S. ..., ...) [Einsetzen: Fundstelle des Vertragsgesetzes zu dem Pro- 
tokoll zur Neufassung des Übereinkommens] wird zugestimmt. Das Protokoll sowie 
die Schlussakte vom 8. Oktober 2002 der Diplomatischen Konferenz über das 
Protokoll über den Beitritt der Europäischen Gemeinschaft zum Internationalen 
Übereinkommen vom 13. Dezember 1960 über Zusammenarbeit zur Sicherung 
der Luftfahrt „EUROCONTROL“ entsprechend den verschiedenen vorgenomme- 
nen Änderungen in der Neufassung des Protokolls vom 27. Juni 1997 werden 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel 9 Absatz 3 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu 
geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Durch das Gesetz soll die Voraussetzung für die Ratifikation und das Inkrafttreten 
des Protokolls über den Beitritt der Europäischen Union zum revidierten 
EUROCONTROL-Überelnkommen geschaffen werden. 

Zu Artikel 1 

Auf das Protokoll Ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden, 
da es die politischen Beziehungen des Bundes regelt und sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Zu Absatz 1 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 des Grundgesetzes. 

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Protokoll nach seinem Artikel 9 
Absatz 3 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Für die Wirtschaft, insbesondere für mittelständische Unternehmen und die 
sozialen Sicherungssysteme, entstehen keine sonstigen zusätzlichen, direkten 
Kosten. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind nicht zu erwarten. 

Die Managementregeln und Indikatoren der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
wurden geprüft. Das Gesetz berührt keine Aspekte einer nachhaltigen Entwick- 
lung. 
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Schlussakte 

der Diplomatischen Konferenz 

über das Protokoll über den Beitritt der Europäischen Gemeinschaft 
zum Internationalen Übereinkommen vom 13. Dezember 1960 
über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ 
entsprechend den verschiedenen vorgenommenen Änderungen 
in der Neufassung des Protokolls vom 27. Juni 1997 
(Brüssel, den 8. Oktober 2002) 


Acte final 

de la Conference diplomatique 

sur le Protocole relatif ä l’adhesion de la Communaute europeenne 
ä la Convention internationale 

de Cooperation pour la securite de la navigation aerienne «EUROCONTROL» 
du 13 decembre1960, teile qu’amendee ä plusieurs reprises 
et coordonnee par le Protocole du 27 juin 1997 
(Bruxelles, le 8 octobre 2002) 


Die Bevollmächtigten 
der Republik Albanien, 
der Bundesrepublik Deutschland, 
der Republik Österreich, 
des Königreichs Belgien, 
der Republik Bulgarien, 
der Republik Zypern, 
der Republik Kroatien, 
des Königreichs Dänemark, 
des Königreichs Spanien, 
der Republik Finnland, 
der Französischen Republik, 

des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland, 

der Hellenischen Republik, 
der Republik Ungarn, 

Irlands, 

der Italienischen Republik, 

der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, 

des Großherzogtums Luxemburg, 

der Republik Malta, 

der Republik Moldau, 

des Fürstentums Monaco, 

des Königreichs Norwegen, 

des Königreichs der Niederlande, 

der Portugiesischen Republik, 

Rumäniens, 

der Slowakischen Republik, 

der Republik Slowenien, 

des Königreichs Schweden, 

der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

der Tschechischen Republik, 

der Republik Türkei 


Les plenipotentiaires 
de la Republique d’Albanie, 
de la Republique föderale dAllemagne, 
de la Republique d’Autriche, 
du Royaume de Belgique, 
de la Republique de Bulgarie, 
de la Republique de Chypre, 
de la Republique de Croatie, 
du Royaume du Dänemark, 
du Royaume d’Espagne, 
de la Republique de Finlande, 
de la Republique franpaise, 

du Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d’lrlande du Nord, 

de la Republique hellenique, 
de la Republique de Hongrie, 
de l’lrlande, 

de la Republique italienne, 

de I’ex-Republique Yougoslave de Macedonie, 

du Grand-Duche de Luxembourg, 

de la Republique de Malte, 

de la Republique de Moldavie, 

de la Phncipaute de Monaco, 

du Royaume de Norvege, 

du Royaume des Pays-Bas, 

de la Republique portugaise, 

de la Roumanie, 

de la Republique slovaque, 

de la Republique de Slovenie, 

du Royaume de Suede, 

de la Confederation suisse, 

de la Republique tcheque, 

de la Republique de Turquie, 
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und 

der Europäischen Gemeinschaft, 

die am 8. Oktober 2002 in Brüssei zusammengetreten sind, 

1. haben den Wortiaut eines dieser Schlussakte ais Aniage 
beigefügten und im Foigenden ais „Beitrittsprotokoli“ 
bezeichneten Protokoiis über den Beitritt der Europäischen 
Gemeinschaft zum internationalen Übereinkommen vom 
13. Dezember 1960 über Zusammenarbeit zur Sicherung der 
Luftfahrt „EUROCONTROL“ entsprechend den verschiede- 
nen vorgenommenen Änderungen in der Neufassung des am 
27. Juni 1997 zur Unterzeichnung aufgeiegten Protokoiis, im 
Foigenden ais „revidiertes Übereinkommen“ bezeichnet, ein- 
stimmig angenommen. Das Beitrittsprotokoii ist am 8. Okto- 
ber 2002 in Brüssei zur Unterzeichnung aufgeiegt worden; 

2. haben die folgenden Entschließungen zur frühestmöglichen 
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung des Beitrittsproto- 
kolls durch die Vertragsparteien und zur vorzeitigen Um- 
setzung des Beitrittsprotokolls angenommen: 

Die Konferenz - 

zusammengetreten in Brüssel am 8. Oktober 2002; 

nach einstimmiger Annahme des im Folgenden als „Bei- 
trittsprotokoll“ bezeichneten Protokolls über den Beitritt der 
Europäischen Gemeinschaft zum Internationalen Überein- 
kommen vom 13. Dezember 1960 über Zusammenarbeit zur 
Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ entsprechend den 
verschiedenen vorgenommenen Änderungen in der Neufas- 
sung des am 27. Juni 1997 zur Unterzeichnung aufgelegten 
Protokolls, im Folgenden als „revidiertes Übereinkommen“ 
bezeichnet; 

I. Entschließung mit dem Ziel, die Vertragsparteien zu ver- 
anlassen, das Beitrittsprotokoll zum frühestmöglichen 
Zeitpunktzu ratifizieren, anzunehmen oder zu genehmigen 

in der Erwägung, dass der Beitritt der Europäischen Ge- 
meinschaft in bedeutsamer Weise zur Umsetzung der Ziele 
und Aufgaben der EUROCONTROL nach Maßgabe des 
Beitrittsprotokolls beitragen wird; 

unter Hinweis auf die Entschließung betreffend das Proto- 
koll zur Neufassung des EUROCONTROL-Übereinkommens, 
durch die die Diplomatische Konferenz vom 27. Juni 1997 die 
Vertragsparteien des EUROCONTROL-Übereinkommens auf- 
gefordert hat, das genannte Protokoll vom 27. Juni 1997 zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu ratifizieren; 

in der gemeinsamen Überzeugung, dass es wichtig ist, 
dass das revidierte Übereinkommen und das Beitritts- 
protokoll so schnell wie möglich in Kraft treten - 

ersucht die Unterzeichner des Beitrittsprotokolls nach- 
drücklich, dieses Protokoll so bald wie möglich zu ratifizieren, 
anzunehmen oder zu genehmigen; 

bittet den Generaldirektor der EUROCONTROL, in Zu- 
sammenarbeit mit den Unterzeichnerstaaten und der Euro- 
päischen Gemeinschaft alle praktischen Maßnahmen zu er- 
greifen, um im Rahmen des Verfahrens der Ratifikation, 
Annahme oder Genehmigung des Beitrittsprotokolls auf ent- 
sprechenden Antrag Unterstützung zu gewähren. 

II. Entschließung zur vorzeitigen Umsetzung des Beitritts- 
protokolls 

nach Kenntnisnahme von der Entschließung zur vorzeiti- 
gen Umsetzung des Protokolls zur Neufassung, die von der 
Diplomatischen Konferenz bei der Annahme jenes Protokolls 
am 27. Juni 1997 angenommen wurde; 

in Anbetracht der Bedeutung einer reibungslosen und wirk- 
samen Umsetzung des Beitrittsprotokolls - 

ersucht alle Staaten und die Europäische Gemeinschaft 
nachdrücklich, so weit wie möglich Maßnahmen im Hinblick 


et 

de la Communaute europeenne, 

Reunis ä Bruxelles le 8 octobre 2002, 

1 . Ont adopte ä l’unanimite le texte d’un Protocole figurant en 
annexe au present Acte final et ci-apres denomme <>le Proto- 
cole d’adhesion», relatif ä l’adhesion de la Communaute 
europeenne ä la Convention internationale de Cooperation 
pour la securite de la navigation aerienne «EUROCONTROL» 
du 13 decembre 1960, teile qu’amendee ä plusieurs reprises 
et coordonnee par le Protocole ouvert ä la Signatare le 27 juin 
1997, ci-apres denommee «la Convention revisee». Ledit 
Protocole d’adhesion a ete ouvert ä la Signatare le 8 octobre 
2002 ä Bruxelles. 

2. Ont adopte les resolutions suivantes relatives, d’une part, ä 
la ratification, ä l’acceptation ou ä l'approbation du Protocole 
d’adhesion par les Parties contractantes, ä leur meilleure 
convenance, d’autre part, ä la mise en oeuvre anticipee du 
Protocole d’adhesion. 

La Conference: 

Reunie ä Bruxelles le 8 octobre 2002; 

Ayant adopte ä l’unanimite le Protocole, ci-apres de- 
nomme «le Protocole d’adhesion», relatif ä l’adhesion de la 
Communaute europeenne ä la Convention internationale 
de Cooperation pour la securite de la navigation aerienne 
«EUROCONTROL» du 13 decembre 1960, teile qu’amendee 
ä plusieurs reprises et coordonnee par le Protocol ouvert ä la 
Signatare le 27 juin 1 997, ci-apres denommee «la Convention 
revisee»; 

I. Resolution invitant les Parties contractantes ä ratifier, 
accepter ou approuver le Protocole d’adhesion ä leur 
meilleure convenance 

Considerant que l’adhesion de la Communaute euro- 
peenne contribuera de maniere significative ä la realisation 
des objectifs et des täches d’EUROCONTROL dans les 
conditions enoncees dans le Protocole d’adhesion; 

Rappelant la revolution relative au Protocole coordonnant 
la Convention EUROCONTROL, par laquelle la Conference 
diplomatique du 27 juin 1997 a invite les Parties contrac- 
tantes ä la Convention EUROCONTROL ä ratifier ä leur 
meilleure convenance le Protocole du 27 juin 1997 susvise; 

Convenant qu’il Importe que la Convention revisee et le 
Protocole d’adhesion entrent en vigueur dans les meilleurs 
delais; 

Prie instamment les signataires du Protocole d’adhesion 
de ratifier, d’accepter ou d’approuver ledit Protocole des que 
possible; 

Invite le Directeur general d’EUROCONTROL ä prendre 
toutes dispositions pratiques, en Cooperation avec les Hats 
signataires et la Communaute europeenne, pour fournir, sur 
demande, une assistance dans le cadre de la procedure 
de ratification, d’acception ou d’approbation du Protocole 
d’adhesion. 

II. Resolution relative ä la mise en ceuvre anticipee du 
Protocole d’adhesion 

Ayant pris acte de la Resolution relative ä la mise en oeuvre 
anticipee du Protocole coordonnant la Convention, adoptee 
par la Conference diplomatique lors de l’adoption dudit 
Protocole le 27 juin 1997; 

Considerant qu’il Importe que le Protocole d’adhesion soit 
mis en oeuvre dans de bonnes conditions d’harmonie et 
d’efficacite; 

Prie instamment tous les Bats et la Communaute euro- 
peenne de prendre toute mesure possible en vue de la mise 
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auf die vorzeitige Umsetzung einiger Bestimmungen des 
Beitrittsprotokoiis zu ergreifen. 

3. haben die foigenden gemeinsamen Erkiärungen zur fehien- 
den Zuständigkeit der Gemeinschaft in den Bereichen natio- 
naie Sicherheit und Landesverteidigung und zur Koordinie- 
rung im Bereich RTDE angenommen: 

i. Gemeinsame Erkiärung zur fehienden Zuständigkeit der 
Gemeinschaft in den Bereichen nationaie Sicherheit und 
Landesverteidigung 

Die Unterzeichner des Protokolis über den Beitritt der 
Europäischen Gemeinschaft zum internationalen Überein- 
kommen vom 13. Dezember 1960 über Zusammenarbeit zur 
Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ entsprechend den 
verschiedenen vorgenommenen Änderungen in der Neu- 
fassung des am 27. Juni 1997 zur Unterzeichnung aufgeleg- 
ten Protokolls, im Folgenden als „revidiertes Übereinkom- 
men“ bezeichnet - 

in Anbetracht der Tatsache, dass die Europäische Gemein- 
schaft gegenwärtig für das allgemeine Vorgehen in den 
Bereichen Verteidigung und Sicherheit keine Zuständigkeit 
besitzt; 

in Anbetracht der Rolle der EUROCONTROL, wie sie in 
den Bestimmungen des revidierten Übereinkommens in 
Bezug auf militärische Angelegenheiten festgelegt ist - 

vereinbaren Folgendes: 

Sollte die Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft 
auf diese Angelegenheiten ausgedehnt werden, so wäre zu 
überprüfen, ob sich durch diese Ausdehnung der Umfang 
ihrer Verpflichtungen aus dem revidierten Übereinkommen 
grundlegend ändert und ob daher das Protokoll in seiner 
jetzigen Form auf diese Angelegenheiten angewendet werden 
kann. 

II. Gemeinsame Erklärung zur Koordinierung im Bereich RTDE 

Die Unterzeichner des Protokolls über den Beitritt der 
Europäischen Gemeinschaft zum Internationalen Überein- 
kommen vom 13. Dezember 1960 über Zusammenarbeit zur 
Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ entsprechend den 
verschiedenen vorgenommenen Änderungen in der Neu- 
fassung des am 27. Juni 1997 zur Unterzeichnung aufgeleg- 
ten Protokolls, im Folgenden als „revidiertes Übereinkom- 
men“ bezeichnet - 

nach Prüfung der Bestimmungen des revidierten Überein- 
kommens über die Koordinierung der Tätigkeiten in For- 
schung, technologischer Entwicklung und Bewertung (RTDE) 
in den von jenem Übereinkommen erfassten Bereichen; 

in Anbetracht der Tatsache, dass Artikel 2 Absatz 1 Buch- 
stabe h des revidierten Übereinkommens auf die Koordinie- 
rung von RTDE-Tätigkeiten zwischen der EUROCONTROL 
und ihren Vertragsparteien anwendbar ist; 

in Anbetracht der Tatsache, dass die von der 
EUROCONTROL-Agentur nach Artikel 1 Absatz 5 Buch- 
stabe i ihrer Satzung organisierte Koordinierung ihre eigenen 
RTDE-Tätigkeiten und diejenigen der Flugverkehrsmanage- 
ment-Organisationen betrifft - 

vereinbaren Folgendes: 

- Die „Koordinierung von RTDE-Tätigkeiten“ umfasst den 
Austausch von Meinungen, Informationen und Erfahrungen 
über RTDE-Programme und -Tätigkeiten auf dem Gebiet 
des Flugverkehrsmanagements und zielt hauptsächlich 
darauf ab, sich gegenseitig ergänzende Arbeiten zu fördern 
und Doppelaufwand zu vermeiden; 

- bei der Koordinierung ihrer RTDE-Tätigkeiten berück- 
sichtigen alle betroffenen Parteien die Gesamtziele, die Zu- 
ständigkeiten, die Verantwortlichkeiten in den Bereichen 
Verwaltung, Haushalt und Management und den Ge- 
schäftsgang ihrer jeweiligen mit der Durchführung von 
RTDE-Programmen betrauten Einrichtungen oder Gremien 


en Oeuvre anticipee de certaines dispositions du Protocole 
d’adhesion. 

3. Ont adopte les declarations communes suivantes, d’une pari, 
sur l’absence de competence de la Communaute en matiere 
de securite et de defense nationales, d'autre part, sur la 
coordination RDTE: 

I. Declaration commune sur l’absence de competence de 
la Communaute en matiere de securite et de defense 
nationales 

Les signataires du Protocole relatif ä l’adhesion de la 
Communaute europeenne ä la Convention internationale 
de Cooperation pour la securite de la navigation aerienne 
«EUROCONTROL» du 13 decembre 1960, teile qu’amendee 
ä plusieurs reprises et coordonnee par le Protocole ouvert ä 
la Signatare le 27 juin 1997, ci-apres denommee «la Conven- 
tion revisee», 

Ayant note que la Communaute europeenne n’a pas 
actuellement de competence pour ce qui est des politiques 
de defense et de securite; 

Prenant acte du röle d'EUROCONTROL, tel qu’il est defini 
dans les dispositions de la Convention revisee relatives aux 
questions militaires; 

Conviennent que: 

Si la competence de la Communaute europeenne etait ä 
ces matieres, il y aurait lieu d'examiner si un tel elargisse- 
ment transforme radicalement la portee des obligations qui 
leur incombent aux termes de la Convention revisee et, 
partant, si le Protocole, dans sa forme actuelle, est appli- 
cable ä ces matieres. 

II. Declaration commune sur la coordination RDTE 

Les signataires du Protocole relatif ä l’adhesion de la 
Communaute europeenne ä la Convention internationale 
de Cooperation pour la securite de la navigation aerienne 
«EUROCONTROL» du 13 decembre 1960, teile, qu’amendee 
ä plusieurs reprises et coordonnee par le Protocole ouvert ä 
la Signatare le 27 juin 1997, ci-apres denommee «la Conven- 
tion revisee», 

Ayant examine les dispositions de la Convention revisee 
relatives ä la coordination des activites de recherche, de 
developpement technologique et d’evaluation (RDTE) dans 
les domaines couverts par ladite Convention; 

Ayant note que l’alinea (h) du paragraphe 1 de l’article 2 
de la Convention revisee est applicable ä la coordination des 
activites RDTE entre EURCCCNTRCL et ses Parties contrac- 
tantes; 

Ayant note que la coordination organisee par l’Agence 
EURCCCNTRCL au titre de l’alinea (i) du paragraphe 5 de 
l’article 1 de ses Statuts porte sur ses propres activites RDTE 
ainsi que sur celles des organisations de gestion du trafic 
aerien; 

Conviennent que: 

- la «coordination des activites RDTE» consiste en l’echange 
de vues, d’informations et d’experiences au sujet de pro- 
grammes et activites RDTE dans le domaine de la gestion 
du trafic aerien, dans le but principal de promouvoir la 
complementarite et d’eviter les doubles emplois; 

- dans le cadre de la coordination de leurs activites RDTE, 
toutes les parties concernees respectent les objectifs ge- 
neraux, les competences, les responsabilites administra- 
tives, budgetaires et de gestion, et les procedures de leurs 
institutions ou Organes respectifs charges de l’execution 
des programmes RDTE, ainsi que leur regles en matiere de 
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sowie deren Regelungen in Bezug auf Beteiligung, auf 
Verbreitung und auf Rechte am geistigen Eigentum; 

- den Vertragsparteien bleibt es freigestellt, entsprechend 
ihren jeweiligen internen Verfahren Entscheidungen zu 
ihren RTDE-Strategien, -Programmen und -Vorhaben zu 
treffen. 

4. haben die folgende gemeinsame Erklärung der Unter- 
zeichnerstaaten des Protokolls zur Neufassung und dieser 
Schlussakte zur Kenntnis genommen: 

III. Gemeinsame Erklärung zum Inkrafttreten des Protokolls 
zur Neufassung und des Beitrittsprotokolls sowie zu 
späteren Unterzeichnungen des Beitrittsprotokolls 

Die Unterzeichnerstaaten des Protokolls zur Neufassung 
des Internationalen Übereinkommens vom 13. Dezember 
1960 über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt 
„EUROCONTROL“ entsprechend den verschiedenen vorge- 
nommenen Änderungen, das am 27. Juni 1997 zur Unter- 
zeichnung aufgelegt wurde, im Folgenden als „Protokoll 
zur Neufassung“ bezeichnet, und der Schlussakte der 
Diplomatischen Konferenz über das am 8. Oktober 2002 zur 
Unterzeichnung aufgelegte Protokoll über den Beitritt der 
Europäischen Gemeinschaft zum Internationalen Überein- 
kommen über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt 
„EUROCONTROL“, im Folgenden als „Beitrittsprotokoll“ be- 
zeichnet - 

in dem Wunsch, die Bedingungen für das Inkrafttreten des 
Protokolls zur Neufassung und des Beitrittsprotokolls genau 
darzulegen - 

bekräftigen ihre Auslegung des Artikels II Absatz 3 
des Protokolls zur Neufassung dahin gehend, dass jenes 
Protokoll in Kraft tritt, wenn alle Staaten, die am 8. Oktober 
2002 Vertragsparteien des EUROCONTROL-Übereinkom- 
mens sind, ihre Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi- 
gungsurkunden zum Protokoll zur Neufassung hinterlegt 
haben; 

vereinbaren, dass EUROCONTROL geeignete Vorkehrun- 
gen trifft um sicherzustellen, dass alle Anträge auf Beitritt zum 
EUROCONTROL-Übereinkommen und auf Genehmigung zur 
Unterzeichnung des Protokolls zur Neufassung mit einer an- 
gemessenen Verpflichtung in Bezug auf die Unterzeichnung 
und die Ratifikation, Annahme oder Genehmigung des Bei- 
trittsprotokolls verbunden sind. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten diese Schluss- 
akte unterschrieben. 

Geschehen zu Brüssel am 8. Oktober 2002 in einer Urschrift, 
die im Archiv der Regierung des Königreichs Belgien hinterlegt 
wird; diese übermittelt den Regierungen der anderen Unter- 
zeichnerstaaten eine beglaubigte Abschrift. 


participation, de diffusion et de droits de propriete intellec- 
tuelle; 

- les Parties contractantes restent libres de decider de leurs 
strategies, programmes et projets RDTE conformement ä 
leurs procedures internes propres. 

4. Ont pris acte de la declaration commune suivante des Bats 
signataires du Protocole coordonnant la Convention et du 
present acte final: 

III. Declaration commune relative ä l’entree en vigueur du 
Protocole coordonnant la Convention et du Protocole 
d’adhesion ainsi qu’aux signatures ulterieures du Proto- 
cole d’adhesion 

Les Kats signataires du Protocole coordonnant la Conven- 
tion internationale de Cooperation pour la securite de la 
navigation aerienne «EUROCONTROL» du 13 decembre 1960, 
suite aux differents modifications intervenues, ouvert ä la 
signature le 27 juin 1997, ci-apres denomme «le Protocole 
coordonnant la Convention», et signataires de l’Acte final de 
la Conference diplomatique sur le Protocol relatif ä l’adhesion 
de la Communaute europeenne ä la Convention internatio- 
nale de Cooperation pour la securite de la navigation aerienne 
«EUROCONTROL», ouvert ä la signature le 8 octobre 2002, 
ci-apres denomme «le Protocole d’adhesion». 


Souhaitant preciser les conditions d’entree en vigueur 
du Protocole coordonnant la Convention et du Protocole 
d’adhesion; 

Confirment leur Interpretation du paragraphe 3 de l’article II 
du Protocole coordonnant la Convention, selon laquelle ledit 
Protocole entre en vigueur lorsque tous les Rats qui sont 
parties ä la Convention EUROCONTROL au 8 octobre 2002 
ont depose leur Instrument de ratification, d'acceptation ou 
d’approbation dudit Protocole; 

Conviennent qu’EUROCONTROL prendra les dispositions 
utiles pour que toute demande d’adhesion ä la Convention 
EUROCONTROL et d’autorisation de signature du Protocole 
coordonnant la Convention soit assortie d’un engagement 
adäquat quant ä la signature de ä la ratification, l’acceptation 
ou l’approbation du Protocole d’adhesion. 


En foi de quoi, les Plenipotentiaires ont signe le present 
Acte final. 

Fait ä Bruxelles, le 8 octobre 2002, en un seul exemplaire, qui 
restera depose aux archives du Gouvernement du Royaume 
de Belgique, lequel en communiquera copie conforme aux 
Gouvernements des autres Etats signataires et ä la Communaute 
europeenne. 
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Protokoll 

über den Beitritt der Europäischen Gemeinschaft 
zum Internationalen Übereinkommen vom 13. Dezember 1960 
über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ 
entsprechend den verschiedenen vorgenommenen Änderungen 
in der Neufassung des Protokolls vom 27. Juni 1997 


Protocole 

relatif ä l’adhesion de la Communaute europeenne 
ä la Convention internationale de Cooperation 
pour la securite de la navigation aerienne «EUROCONTROL» du 13 decembre 1960, 
teile qu’amendee ä plusieurs reprises 
et coordonnee par le Protocole du 27 juin 1997 


Die Republik Albanien, 

die Bundesrepublik Deutschland, 

die Republik Österreich, 

das Königreich Belgien, 

die Republik Bulgarien, 

die Republik Zypern, 

die Republik Kroatien, 

das Königreich Dänemark, 

das Königreich Spanien, 

die Republik Finnland, 

die Französische Republik, 

das Vereinigte Königreich 

Großbritannien und Nordirland, 

die Hellenische Republik, 
die Republik Ungarn, 

Irland, 

die Italienische Republik, 

die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, 

das Großherzogtum Luxemburg, 

die Republik Malta, 

die Republik Moldau, 

das Fürstentum Monaco, 

das Königreich Norwegen, 

das Königreich der Niederlande, 

die Portugiesische Republik, 

Rumänien, 

die Slowakische Republik, 
die Republik Slowenien, 
das Königreich Schweden, 
die Schweizerische Eidgenossenschaft, 
die Tschechische Republik, 
die Republik Türkei 
und 

die Europäische Gemeinschaft - 


La Republique d’Albanie, 
la Republique föderale d’Allemagne, 
la Republique d’Autriche, 
le Royaume de Belgique, 
la Republique de Bulgarie, 
la Republique de Chypre, 
la Republique de Croatie, 
le Royaume du Dänemark, 
le Royaume d’Espagne, 
la Republique de Finlande, 
la Republique frangaise, 

le Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d’lrlande du Nord, 

la Republique hellenique, 
la Republique de Hongrie, 
l’lrlande, 

la Republique italienne, 

I’ex-Republique Yougoslave de Macedonie, 
le Grand-Duche de Luxembourg, 
la Republique de Malte, 
la Republique de Moldavie, 
la Principaute de Monaco, 
le Royaume de Norvege, 
le Royaume des Pays-Bas, 
la Republique portugaise, 
la Roumanie, 
la Republique slovaque, 
la Republique de Slovenie, 
le Royaume de Suede, 
la Confederation suisse, 
la Republique tcheque, 
la Republique de Turquie, 
et 

la Communaute europeenne - 
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gestützt auf das Internationale Übereinkommen vom 13. De- 
zember 1960 über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt 
„EUROCONTROL“, geändert durch das Zusatzprotokoll vom 
6. Juli 1 970, das seinerseits durch das Protokoll vom 21 . Novem- 
ber 1978 geändert wurde, das Ganze geändert durch das Proto- 
koll vom 12. Februar 1981 , in der Neufassung des Protokolls vom 
27. Juni 1997, im Folgenden als „Übereinkommen“ bezeichnet, 
und insbesondere auf dessen Artikel 40; 

im Hinblick auf die Zuständigkeiten, die der Europäischen Ge- 
meinschaft in einigen vom Übereinkommen erfassten Bereichen 
durch den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
vom 25. März 1957 in der revidierten Fassung des Vertrags von 
Amsterdam vom 2. Oktober 1 997 übertragen werden; 

in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft, die Mitglieder der EUROCONTROL sind, bei der 
Annahme des am 27. Juni 1997 zur Unterzeichnung aufgelegten 
Protokolls zur Neufassung des Übereinkommens erklärt haben, 
dass die ausschließliche Zuständigkeit der Gemeinschaft in 
einigen von dem genannten Übereinkommen erfassten Be- 
reichen und der Beitritt der Gemeinschaft zu EUROCONTROL 
mit dem Ziel, eine solche ausschließliche Zuständigkeit wahrzu- 
nehmen, durch die Unterzeichnung nicht berührt werden; 

in der Erwägung, dass mit dem Beitritt der Europäischen 
Gemeinschaft zum Übereinkommen bezweckt wird, die Euro- 
päische Organisation für Flugsicherung, im Folgenden als 
„EUROCONTROL“ bezeichnet, bei der Erreichung ihrer im Über- 
einkommen festgelegten Ziele zu unterstützen, insbesondere des 
Zieles, ein einheitliches, leistungsfähiges Gremium zur Fest- 
legung des allgemeinen Vorgehens auf dem Gebiet des Flug- 
verkehrsmanagements in Europa darzustellen; 

in der Erwägung, dass wegen des Beitritts der Europäischen 
Gemeinschaft zu EUROCONTROL näher geregelt werden muss, 
in welcher Weise das Übereinkommen auf die Europäische 
Gemeinschaft und auf ihre Mitgliedstaaten anzuwenden ist; 

in der Erwägung, dass die Bedingungen für den Beitritt der 
Europäischen Gemeinschaft zum Übereinkommen so gestaltet 
werden müssen, dass die Gemeinschaft die ihr von ihren 
Mitgliedstaaten übertragenen Zuständigkeiten im Rahmen der 
EUROCONTROL wahrnehmen kann; 

in der Erwägung, dass das Königreich Spanien und das 
Vereinigte Königreich am 2. Dezember 1987 in London in einer 
gemeinsamen Erklärung ihrer Minister für auswärtige Angelegen- 
heiten eine engere Zusammenarbeit bei der Benutzung des Flug- 
hafens Gibraltar vereinbart haben und dass diese Vereinbarung 
noch nicht wirksam ist - 

haben Folgendes vereinbart; 

Artikel 1 

Die Europäische Gemeinschaft tritt dem Übereinkommen im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit zu den in diesem Protokoll genann- 
ten Bedingungen nach Artikel 40 des Übereinkommens bei. 


Artikel 2 

Für die Europäische Gemeinschaft gilt das Übereinkommen im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit für Flugsicherungs-Streckendienste 
und die einschlägigen Nahverkehrskontrolldienste und Platz- 
kontrolldienste für den Flugverkehr in den in der Anlage II zum 
Übereinkommen aufgeführten Fluginformationsgebieten ihrer 
Mitgliedstaaten innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft. 

Die Anwendung dieses Protokolls auf den Flughafen Gibraltar 
erfolgt unbeschadet der Rechtsstandpunkte des Königreichs 
Spanien und des Vereinigten Königreichs in der strittigen Frage 


Vu la Convention internationale de Cooperation pour la securite 
de la navigation aerienne «EUROCONTROL» du 13 decembre 
1960, teile que modifiee par le Protocole additionnel du 6 juillet 
1970, modifie lui-meme par le Protocole du 21 novembre 1978, 
tous amendes par le Protocole du 12 fevrier 1981, et teile que 
revisee et coordonnee par le Protocole du 27 juin 1997, ci-apres 
denommee «La Convention», et notamment l’article 40 de ladite 
Convention; 

Vu les responsabilites que le Traite du 25 mars 1 957 instituant 
la Communaute europeenne, tel que revise par le Traite 
d’Amsterdam du 2 octobre 1997, confere ä la Communaute 
europeenne dans certains domaines couverts par la Convention; 

Considerant que les Bats membres de la Communaute euro- 
peenne qui sont membres d’EUROCONTROL ont declare, lors 
de l’adoption du Protocole coordonnant la Convention, ouvert ä 
la Signatare le 27 juin 1997, que leur Signatare n’affectait en rien 
la competence exclusive de la Communaute dans certains 
domaines couverts par ladite Convention, ni l’adhesion de la 
Communaute ä EUROCONTROL aux fins d’exercer une teile 
competence exclusive; 


Considerant que l'adhesion de la Communaute europeenne ä 
la Convention a pour objet d’aider l’Organisation europeenne 
pour la securite de la navigation aerienne, ci-apres denommee 
«EUROCONTROL», ä atteindre ses objectifs, tels qu’ils sont 
enonces dans la Convention, notamment celui de constituer un 
organisme unique et efficace Charge de definir la politique en 
matiere de gestion de la circulation aerienne en Europe. 


Considerant que l’adhesion de la Communaute europeenne ä 
EUROCONTROL commande que soient precisees les modalites 
d’application des dispositions de la Convention ä la Communaute 
europeenne et ä ses Etats membres; 

Considerant que les conditions de l’adhesion de la Commu- 
naute europeenne ä la Convention doivent permettre ä la Com- 
munaute d’exercer, au sein d’EUROCONTROL, les competences 
que lui ont conferees ses Hats membres; 


Considerant que le Royaume d’Espagne et le Royaume-Uni 
sont convenus ä Londres, le 2 decembre 1987, dans une decla- 
ration conjointe des ministres des affaires etrangeres des deux 
pays, d’un regime renforgant la Cooperation dans l’utilisation de 
l’aeroport de Gibraltar, et que ce regime n’est pas encore entre 
en application; 

Sont convenus des dispositions suivantes; 

Article 1 

La Communaute europeenne, dans le cadre de sa compe- 
tence, adhere ä la Convention aux conditions enoncees dans le 
present Protocole, conformement aux dispositions de l’article 40 
de la Convention. 

Article 2 

Pour la Communaute europeenne, dans le cadre de sa com- 
petence, la Convention s’applique aux Services de navigation 
aerienne de route et aux Services connexes d’approche et 
d’aerodrome afferents ä la circulation aerienne dans les Regions 
d’information de vol de ses Etats membres, telles qu’elles sont 
enumerees ä l’Annexe II de la Convention, qui sont dans les 
limites de l’applicabilite territoriale du Traite instituant la Commu- 
naute europeenne. 

L’application du present Protocole ä l’aeroport de Gibraltar 
s’entend sans prejudice des positions juridiques respectives du 
Royaume d’Espagne et du Royaume-Uni au sujet de leur 
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der Souveränität über das Gebiet, auf dem sich der Fiughafen 
befindet. 

Die Anwendung dieses Protokoils auf den Fiughafen Gibraltar 
wird bis zur Anwendung der Regeiung ausgesetzt, die in der 
gemeinsamen Erkiärung der Minister für auswärtige Angelegen- 
heiten des Königreichs Spanien und des Vereinigten König- 
reichs vom 2. Dezember 1987 enthalten ist. Die Regierungen des 
Königreichs Spanien und des Vereinigten Königreichs werden die 
übrigen Vertragsparteien dieses Protokolls über den Zeitpunkt 
der Anwendung unterrichten. 

Artikel 3 

Vorbehaltlich dieses Protokolls ist das Übereinkommen so 
auszulegen, dass es auch die Europäische Gemeinschaft im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit einschließt, und die verschiedenen 
Ausdrücke zur Bezeichnung der Vertragsparteien des Überein- 
kommens und ihrer Vertreter sind entsprechend zu verstehen. 


Artikel 4 

Die Europäische Gemeinschaft leistet keinen Beitrag zum 
Haushalt der EUROCONTROL. 

Artikel 5 

Unbeschadet der Ausübung ihrer Stimmrechte nach Artikel 6 
ist die Europäische Gemeinschaft berechtigt, bei den Arbeiten 
aller EUROCONTROL-Gremien vertreten zu sein und sich daran 
zu beteiligen, in denen einer ihrer Mitgliedstaaten berechtigt ist, 
als Vertragspartei vertreten zu sein, und in denen möglicherweise 
Angelegenheiten behandelt werden, die in die Zuständigkeit der 
Gemeinschaft fallen; davon ausgenommen sind Gremien, die 
eine Rechnungsprüfungsfunktion wahrnehmen. 

Die Europäische Gemeinschaft macht ihren Standpunkt im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit entsprechend ihren institutioneilen 
Regelungen in allen EUROCONTROL-Gremien geltend, in denen 
sie zur Mitarbeit berechtigt ist. 

Die Europäische Gemeinschaft darf weder Bewerber für die 
Mitgliedschaft in gewählten EUROCONTROL-Gremien noch 
Bewerber für ein Amt in den Gremien vorschlagen, in denen sie 
zur Mitarbeit berechtigt ist. 

Artikel 6 

1. Bei Beschlüssen in Angelegenheiten, in denen die Euro- 
päische Gemeinschaft die ausschließliche Zuständigkeit besitzt, 
und im Fall der Anwendung der Regeln des Artikels 8 des Über- 
einkommens nimmt die Europäische Gemeinschaft die Stimm- 
rechte ihrer Mitgliedstaaten im Rahmen des Übereinkommens 
wahr, wobei die von der Europäischen Gemeinschaft abgegebe- 
nen einfachen und gewogenen Stimmen für die Feststellung der 
in Artikel 8 des Übereinkommens vorgesehenen Mehrheiten 
kumuliert werden. Wenn die Gemeinschaft an der Abstimmung 
teilnimmt, sind ihre Mitgliedstaaten nicht stimmberechtigt. 

Bei der Festlegung der Anzahl von Vertragsparteien des Über- 
einkommens, die nach Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 1 Ende 
für die Annahme eines Antrags auf Beschlussfassung mit Drei- 
viertel-Mehrheit erforderlich ist, gilt die Gemeinschaft als Ver- 
treterin ihrer Mitgliedstaaten, die Mitgliederder EUROCONTROL 
sind. 

Ein vorgeschlagener Beschluss zu einer besonderen Angelegen- 
heit, zu der die Europäische Gemeinschaft ihre Stimme abzu- 
geben hat, wird vertagt, wenn eine Vertragspartei des Überein- 
kommens, die nicht Mitglied der Europäischen Gemeinschaft ist, 
einen entsprechenden Antrag stellt. Diese Vertagung wird für 
Konsultationen zwischen den Vertragsparteien des Überein- 
kommens über den vorgeschlagenen Beschluss genutzt, wobei 
die EUROCONTROL-Agentur Unterstützung gewährt. Die Be- 
schlussfassung kann im Fall eines solchen Antrags um höchs- 
tens sechs Monate vertagt werden. 


differend relatif ä la souverainete sur le territoire oü cet aeroport 
est situe. 

L’application du present Protocole ä l’aeroport de Gibraltar est 
suspendue jusqu’ä ce que soit mis en application le regime prevu 
dans la declaration conjointe faite, le 2 decembre 1987, par les 
ministres des affaires etrangeres du Royaume d’Espagne et du 
Royaume-Uni. Les gouvernements du Royaume d’Espagne et 
du Royaume-Uni informeront les autres Parties contractantes au 
present Protocole de la date de cette mise en application. 


Article 3 

Sous reserve des dispositions du present Protocole, les dis- 
positions de la Convention doivent etre interpretees comme 
incluant la Communaute europeenne, dans le cadre de sa com- 
petence, et les divers termes utilises pour designer les Parties 
contractantes ä la Convention, ainsi que leurs representants, 
doivent etre compris en consequence. 

Article 4 

La Communaute europeenne ne contribue pas au budget 
d’EUROCONTROL. 

Article 5 

Sans prejudice de l’exercice de ses droits de vote aux termes 
de l’article 6, la Communaute europeenne est habilitee ä se faire 
representer et ä prendre part aux travaux de tous les Organes 
d’EURCONTROL au sein desquels l’un quelconque de ses Bats 
membres est en droit d’etre represente en qualite de Partie 
contractante, et oü peuvent etre traitees des questions relevant 
de sa competence, ä l’exception des Organes exerpant une 
fonction d’audit. 

Dans tous les Organes d’EUROCONTROL oü eile est en droit de 
Sieger, la Communaute europeenne fait valoir son point de vue, 
dans le cadre de sa competence, conformement ä ses regles 
institutionnelles. 

La Communaute europeenne ne peut presenter de candidats ä 
la qualite de membre des Organes elus d’EUROCONTROL, ni ä 
des fonctions au sein des Organes oü eile est en droit de Sieger. 


Article 6 

1 . En ce que qui concerne les decisions relatives aux matieres 
relevant de la competence exclusive de la Communaute euro- 
peenne, et aux fins de l’application des regles prevues ä l’article 8 
de la Convention, la Communaute europeenne exerce les droits 
de vote de ses Bats membres aux termes de la Convention, les 
suffrages, simples et ponderes, exprimes par la Communaute 
europeenne etant cumules pour la determination des majorites 
prevues audit article 8. Lorsque la Communaute vote, ses Bats 
membres ne votent pas. 

Aux fins de determiner le nombre de Parties contractantes ä la 
Convention requis pour donner suite ä une demande de prise de 
decision ä la majorite des trois-quarts, tel que prevue ä la fin du 
Premier alinea du paragraphe 2 de l’article 8, la Communaute 
est reputee representer ceux de ses Bats membres qui sont 
membres d’EUROCONTROL. 

Une decision proposee sur un point particulier sur lequel la 
Communaute est appelee ä voter est reportee si une Partie 
contractante ä la Convention qui n’est pas membre de la 
Communaute europeenne le demande. Ce report est mis ä profit 
pour proceder ä des consultations entre les Parties contractantes 
ä la Convention, avec le concours de l’Agence EUROCONTROL, 
sur la decision proposee. Lorsqu’une teile demande est introduite, 
la prise de decision peut etre reportee pour une periode maxi- 
male de six mois. 
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2. Bei Beschlüssen zu Angelegenheiten, in denen die Euro- 
päische Gemeinschaft keine ausschließliche Zuständigkeit be- 
sitzt, nehmen die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft nach Maßgabe des Artikels 8 des Übereinkommens an 
der Abstimmung teil, und die Europäische Gemeinschaft ist nicht 
stimmberechtigt. 

3. Die Europäische Gemeinschaft unterrichtet in jedem einzel- 
nen Fall die anderen Vertragsparteien des Übereinkommens, 
wenn sie bei den verschiedenen Tagesordnungspunkten der 
Sitzungen der Generalversammlung, des Rates und anderer Ent- 
scheidungsgremien, denen die Generalversammlung und der Rat 
Befugnisse übertragen haben, die Stimmrechte nach Absatz 1 
ausüben wird. Diese Verpflichtung gilt auch für Beschlüsse, die 
im Schriftverfahren gefasst werden. 

Artikel 7 

Der Umfang der auf die Gemeinschaft übertragenen Zustän- 
digkeiten wird in allgemeiner Form in einer schriftlichen Erklärung 
festgehalten, welche die Europäische Gemeinschaft bei der 
Unterzeichnung dieses Protokolls abgibt. 

Diese Erklärung kann bei Bedarf durch eine entsprechende 
Notifikation der Europäischen Gemeinschaft an EUROCONTROL 
geändert werden. Sie ersetzt oder beschränkt nicht die Angele- 
genheiten, zu denen gegebenenfalls Notifikationen über die Ge- 
meinschaftszuständigkeit ergehen, bevor bei EUROCONTROL 
durch förmliche Abstimmung oder ein anderes Verfahren ein 
Beschluss gefasst wird. 

Artikel 8 

Auf Streitigkeiten zwischen Vertragsparteien dieses Protokolls 
oder zwischen einer oder mehreren Vertragsparteien dieses 
Protokolls und EUROCONTROL über die Auslegung, Anwendung 
oder Durchführung dieses Protokolls, insbesondere hinsichtlich 
seines Bestehens, seiner Gültigkeit oder seiner Beendigung, 
findet Artikel 34 des Übereinkommens Anwendung. 


Artikel 9 

1 . Dieses Protokoll liegt für alle Unterzeichnerstaaten des am 
27. Juni 1997 zur Unterzeichnung aufgelegten Protokolls zur 
Neufassung des Internationalen Übereinkommens vom 13. De- 
zember 1960 über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt 
„EUROCONTROL“ entsprechend den verschiedenen vorgenom- 
menen Änderungen, im Folgenden als „Protokoll zur Neufas- 
sung“ bezeichnet, und die Europäische Gemeinschaft zur Unter- 
zeichnung auf. 

Darüber hinaus liegt es vor seinem Inkrafttreten für jeden Staat 
zur Unterzeichnung auf, der nach Artikel II des Protokolls zur 
Neufassung gehörig befugt ist, jenes Protokoll zu unterzeichnen. 

2. Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, der Annahme oder 
der Genehmigung. Die Ratifikations-, Annahme- oder Geneh- 
migungsurkunden werden bei der Regierung des Königreichs 
Belgien hinterlegt. 

3. Dieses Protokoll tritt nach seiner Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung durch alle Unterzeichnerstaaten, die zugleich 
Unterzeichnerstaaten des Protokolls zur Neufassung sind und die 
jenes Protokoll ratifiziert, angenommen oder genehmigt haben 
müssen, damit es in Kraft treten kann, sowie durch die Euro- 
päische Gemeinschaft am ersten Tag des zweiten Monats nach 
Hinterlegung der letzten Ratifikations-, Annahme- oder Geneh- 
migungsurkunde in Kraft, sofern das Protokoll zur Neufassung 
bis dahin in Kraft getreten ist. Andernfalls tritt es am selben Tag 
wie das Protokoll zur Neufassung in Kraft. 

4. Dieses Protokoll tritt für die Unterzeichner, die ihre Ratifika- 
tions-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde nach seinem 
Inkrafttreten hinterlegt haben, am ersten Tag des zweiten Monats 


2. En ce qui concerne les decisions relatives aux matieres ne 
relevant pas de la competence exclusive de la Communaute 
europeenne, les Hats membres de la Communaute europeenne 
votent dans les conditions prevues ä l’article 8 de la Convention 
et la Communaute europeenne ne vote pas. 

3. La Communaute europeenne informe au cas par cas les 
autres Parties contractantes ä la Convention des cas, pour les 
divers points inscrits ä l’ordre du jour de l’Assemblee generale, 
du Conseil et des autres Organes deliberatifs auxquels l’Assem- 
blee generale et le Conseil ont delegue des pouvoirs, oü eile 
exercera les droits de vote prevus au paragraphe 1 ci-dessus. 
Cette Obligation s’applique egalement aux decisions ä prendre 
par correspondance. 

Ariicle 7 

La portee de la competence transferee ä la Communaute est 
decrite en termes generaux dans une declaration ecrite faite par 
la Communaute europeenne au moment de la signature du 
present Protocole. 

Cette declaration peut etre modifiee en tant que de besoin 
moyennant notification faite par la Communaute europeenne ä 
EURCCCNTRCL. Elle ne remplace ni ne limite en quelque 
maniere que ce soit les matieres qui peuvent faire l’objet de 
notifications de competence communautaire prealables ä la prise 
de decisions, au sein d’EURCCCNTRCL, par vote formel ou par 
une autre procedure. 

Ariicle 8 

L’article 34 de la Convention est d’application pour tout 
differend qui pourrait survenir entre deux Parties contractantes 
ou davantage au present Protocole, ou entre une ou plusieurs 
Parties contractantes au present Protocole et EURCCCNTRCL, 
au Sujet de l’interpretation, de l’application ou de l’execution du 
present Protocole, notamment en ce qui concerne son existence, 
sa validite ou sa resiliation. 

Ariicle 9 

1 . Le present Protocole est ouvert ä la signature de tous les 
Etats signataires du Protocole coordonnant la Convention inter- 
nationale de Cooperation pour la securite de la navigation aerienne 
«EURCCCNTRCL» du 13 decembre 1960 suite aux differentes 
modifications intervenues, ouvert ä la signature le 27 juin 1997 
et ci-apres denomme «Protocole coordonnant la Convention», 
ainsi que de la Communaute europeenne. 

II est egalement ouvert, prealablement ä la date de son entree 
en vigueur, ä la signature de tout Bat düment autorise ä eigner 
le Protocole coordonnant la Convention, conformement ä 
l’article II dudit Protocole. 

2. Le present Protocole est soumis ä ratification, acceptation 
ou approbation. Les Instruments de ratification, d’acceptation ou 
d’approbation sont deposes aupres du Gouvernement du 
Royaume de Belgique. 

3. Le present Protocole entrera en vigueur apres sa ratification, 
son acceptation ou son approbation d’une part par l’ensemble 
des Bats signataires qui sont egalement signataires du Protocole 
coordonnant la Convention et par lesquels ce dernier Protocole 
devra avoir ete ratifie, accepte ou approuve pour entrer en vigueur, 
d’autre part par la Communaute europeenne, le premier jour 
du deuxieme mois suivant le depöt du dernier Instrument de 
ratification, d’acception ou d’approbation, sous reserve que le 
Protocole coordonnant la Convention soit entre en vigueur ä 
cette date. Si cette condition n’est pas remplie, il entrera en vigueur 
ä la meme date que le Protocole coordonnant la Convention. 

4. Le present Protocole entrera en vigueur, pour les signataires 
qui auront deposes leur Instrument de ratification, d’acceptation 
ou d’approbation apres son entree en vigueur, le premier jour du 
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nach Hinterlegung ihrer Ratifikations-, Annahme- oder Geneh- 
migungsurkunde in Kraft. 

5. Jede Unterzeichnung dieses Protokolls, jede Hinterlegung 
einer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde und 
jeder Tag des Inkrafttretens des Protokolls nach den Absätzen 3 
und 4 wird den Regierungen der anderen Vertragsstaaten dieses 
Protokolls und der Europäischen Gemeinschaft von der Regie- 
rung des Königreichs Belgien notifiziert. 

Artikel 10 

Jeder Beitritt zum Übereinkommen nach dessen Inkrafttreten 
gilt zugleich als Zustimmung, durch dieses Protokoll gebunden 
zu sein. Die Artikel 39 und 40 des Übereinkommens gelten auch 
für dieses Protokoll. 

Artikel 11 

1 . Dieses Protokoll bleibt auf unbegrenzte Zeit in Kraft. 

2. Treten alle EUROCONTROL-Mitgliedstaaten, die Mitglieder 
der Europäischen Gemeinschaft sind, aus EUROCONTROL aus, 
so wird davon ausgegangen, dass die Europäische Gemein- 
schaft ihren Rücktritt von dem Übereinkommen sowie von 
diesem Protokoll gleichzeitig mit der in Artikel 38 Absatz 2 des 
Übereinkommens vorgesehenen Rücktrittsnotifikation des letzten 
aus EUROCONTROL austretenden Mitgliedstaats der Euro- 
päischen Gemeinschaft notifiziert habe. 

Artikel 12 

Die Regierung des Königreichs Belgien lässt dieses Protokoll 
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen und beim Rat der Internatio- 
nalen Zivilluftfahrt-Organisation nach Artikel 83 des am 7. Dezem- 
ber 1944 in Chicago Unterzeichneten Abkommens über die 
Internationale Zivilluftfahrt registrieren. 


Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten Bevollmächtig- 
ten nach Vorlage ihrer in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten dieses Protokoll unterschrieben. 

Geschehen zu Brüssel am 8. Oktober 2002 in allen Amts- 
sprachen der Unterzeichnerstaaten in einer Urschrift, die im 
Archiv der Regierung des Königreichs Belgien hinterlegt wird; 
diese übermittelt den Regierungen der anderen Unterzeichner- 
staaten und der Europäischen Gemeinschaft eine beglaubigte 
Abschrift. Bei Abweichungen zwischen den Texten ist der Wort- 
laut in französischer Sprache maßgebend. 


deuxieme mois suivanf le depöt de leur insfrument de ratification, 
d’acceptafion ou d’approbation. 

5. Le Gouvernemenf du Royaume de Belgique notifiera aux 
Gouvernements des autres Bats signataires du present Proto- 
cole et ä la Communaute europeenne chaque signature, chaque 
depöt d’un Instrument de ratification, d’acceptation ou d’appro- 
bation et chaque dato d’entree en vigueur du present Protocole 
conformement aux paragraphes 3 et 4 ci-dessus. 

Article 10 

Toute adhesion ä la Convention posterieure ä son entree en 
vigueur vaut egalement consentement ä etre lie par le present 
Protocole. Les dispositions des articles 39 et 40 de la Convention 
s’appliquent au present Protocole. 

Article 11 

1 . Le present Protocole reste en vigueur pendant une periode 
indeterminee. 

2. Si l’ensemble des Bats membres d’EUROCONTROL, 
membres de la Communaute europeenne, se retirent 
d’EUROCONTROL, notification de retrait de la Convention, ainsi 
que d present Protocole, sera reputee avoir ete donnee par la 
Communaute europeenne en meme temps que la notification de 
retrait, prevue au paragraphe 2 de l’article 38 de la Convention, 
du dernier Bat membre de la Communaute europeenne ä se 
retirer d’EUROCONTROL. 

Article 12 

Le Gouvernement du Royaume de Belgique fera enregistrer le 
present Protocole aupres du Secretaire general des Nations 
unies, conformement ä l’article 102 de la Charte des Nations 
unies, et aupres du Conseil de l’Organisation de l’aviation civile 
internationale, conformement ä l’article 83 de la Convention 
relative ä l’aviation civile internationale signee ä Chicago le 
7 decembre 1944. 

En foi de quoi, les Plenipotentiaires soussignes, apres Präsen- 
tation de leurs pleins pouvoirs qui ont ete reconnus en bonne et 
due forme, ont signe le present Protocole. 

Fait ä Bruxelles, le 8 octobre 2002, dans chacune des langues 
officielles des Bats signataires, en un seul exemplaire qui restera 
depose aux archives du Gouvernement du Royaume de Belgique, 
lequel en communiquera copie certifie conforme aux Gouverne- 
ments des autres Bats signataires et ä la Communaute euro- 
peenne. Le texte en langue frangaise fera foi en cas de divergence 
entre les texfes. 
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Denkschrift 

A. Allgemeines 

Die Europäische Organisation für Fiugsicherung 
EUROCONTROL ist durch das Internationaie Über- 
einkommen vom 13. Dezember 1960 über Zusammen- 
arbeit zur Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ 
(EUROCONTROL-Übereinkommen; BGBi. 1962 ii S. 2273, 
2274) gegründet worden. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land zählt mit Belgien, den Niederlanden, Luxemburg, 
Frankreich und dem Vereinigten Königreich zu den sechs 
Gründungsmitgliedern. Dieses Übereinkommen ist bereits 
mehrfach geändert worden, zuletzt durch das Protokoll 
vom 27. Juni 1997 zur Neufassung des Übereinkommens. 

Die Bestimmungen des Artikels 40 der Neufassung des 
Übereinkommens eröffnen Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration den Beitritt zum EUROCONTROL- 
Übereinkommen. Mit dem Begriff „Organisationen der 
regionalen Wirtschaftsintegration“ ist in erster Linie an die 
Europäische Union gedacht. 

Ein entsprechendes Protokoll über den Beitritt der Euro- 
päischen Gemeinschaft zum Internationalen Übereinkom- 
men vom 13. Dezember 1960 über Zusammenarbeit zur 
Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ entsprechend 
den verschiedenen vorgenommenen Änderungen in der 
Neufassung des Protokolls vom 27. Juni 1997 ist in einer 
diplomatischen Konferenz am 8. Oktober 2002 von den 
Bevollmächtigten der zu diesem Zeitpunkt 31 Mitgliedstaa- 
ten von EUROCONTROL einstimmig angenommen wor- 
den und von der Republik Albanien, der Bundesrepublik 
Deutschland, der Republik Österreich, dem Königreich 
Belgien, der Republik Bulgarien, der Republik Zypern, der 
Republik Kroatien, dem Königreich Dänemark, dem 
Königreich Spanien, der Republik Finnland, der Franzö- 
sischen Republik, dem Vereinigten Königreich Groß- 
britannien und Nordirland, der Flellenischen Republik, 
der Republik Ungarn, Irland, der Italienischen Republik, 
der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, 
dem Herzogtum Luxemburg, der Republik Malta, der 
Republik Moldau, dem Fürstentum Monaco, dem König- 
reich Norwegen, dem Königreich der Niederlande, der 
Portugiesischen Republik, Rumänien, der Slowakischen 
Republik, der Republik Slowenien, dem Königreich 
Schweden, der Schweizerischen Eidgenossenschaft, der 
Tschechischen Republik und der Republik Türkei sowie 
der Europäischen Gemeinschaft unterzeichnet worden. 

Gegenwärtig gehören 41 Mitgliedstaaten EUROCONTROL 
an, darunter alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 
EUROCONTROL spielt eine maßgebliche Rolle im Be- 
reich der Flugsicherung in Europa, und zwar sowohl bei 
der technischen Harmonisierung zwischen den einzelnen 
Staaten, bei der Verkehrsflusssteuerung, der Festlegung 
der Streckennetze, der Koordinierung und Zusammen- 
arbeit im Zusammenhang mit der Einführung verschiede- 
ner Flugsicherungssysteme, die entweder gemeinsam 
genutzt oder gemeinsam entwickelt und von den ent- 
sprechenden Diensten der Staaten getrennt genutzt 
werden. 

Das Protokoll enthält unter anderem klar definierte Rechte 
und Pflichten der Europäischen Union im Zusammenhang 
mit ihrer Mitgliedschaft sowie effiziente und transparente 
Verfahren für deren Umsetzung, unter Berücksichtigung 
der Interessen aller EUROCONTROL-Mitgliedstaaten. 


Der Beitritt der Europäischen Union zur Organisation 
EUROCONTROL bietet den Vorteil, dass die bei 
EUROCONTROL gefassten Beschlüsse durch die Mit- 
gliedstaaten der Union insbesondere dank der gemein- 
schaftlichen Kontrollmechanismen einheitlich angewen- 
det werden. 

Gleichzeitig ist allerdings auch nicht zu übersehen, dass 
die reale Gefahr besteht, dass die optimale Nutzung der 
Arbeitskraft und weltweit anerkannten Expertise der un- 
politischen internationalen Fachbehörde EUROCONTROL 
mit ihrer deutlich über den EU-Bereich hinausgehenden 
Mitgliedschaft zugunsten der europäischen Luftfahrt durch 
politisch motivierte Blockbildungen belastet wird. 

B. Besonderes 
Zu Artikel 1 

Die Europäische Union tritt dem revidierten 
EUROCONTROL-Übereinkommen im Rahmen ihrer Zu- 
ständigkeiten und unter den im vorliegenden Protokoll 
dargelegten Bedingungen bei. Als Vertragspartei des 
revidierten EUROCONTROL-Übereinkommens ist sie in 
Angelegenheiten, die ihrer Zuständigkeit unterliegen, an 
die sich daraus ergebenden Rechte, Pflichten und Verant- 
wortlichkeiten gebunden. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bestimmt den territorialen Anwendungs- 
bereich der Bestimmungen des revidierten Übereinkom- 
mens innerhalb der Europäischen Union. 

Der erste Absatz betrifft den Fall von Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, die nicht Vertragsparteien des 
EUROCONTROL-Übereinkommens sind. Außerdem 
musste der geografische Anwendungsbereich in Anlage II 
der Neufassung des Übereinkommens ausdrücklich be- 
stimmt werden, angesichts dessen, dass der Anwen- 
dungsbereich des Unionsrechts sich auch auf Gebiete 
(Überseegebiete) erstreckt, die außerhalb des Anwen- 
dungsbereichs des EUROCONTROL-Übereinkommens 
liegen. 

Der zweite und der dritte Absatz enthalten die sogenannte 
Gibraltar-Klausel, die auf Wunsch der beiden betroffenen 
Staaten (Königreich Spanien und Vereinigtes Königreich 
Großbritannien und Nordirland) in den Text des Protokolls 
übernommen worden ist. Sie hat keinerlei Auswirkungen 
auf die anderen Unterzeichnerstaaten. 

Zu Artikel 3 

Es wird klargestellt, dass die verschiedenen Begriffe, mit 
denen die Vertragsparteien und ihre Vertreter in dem 
revidierten Übereinkommen bezeichnet werden, in der 
Weise zu interpretieren sind, dass sie entsprechende 
Anwendung auf die Union im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
finden. 

Zu Artikel 4 

Die Europäische Union leistet keinen Beitrag zum 
EUROCONTROL-Haushalt, der somit ausschließlich durch 
Finanzbeiträge der EUROCONTROL-Vertragsparteien und 
die eigenen Einnahmen von EUROCONTROL finanziert 
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wird, wobei davon ausgegangen wird, dass der Beitritt 
der Union nur unerhebiiche Auswirkungen auf der Aus- 
gabenseite haben wird und dass die Gemeinschaft die 
von ihren Mitgiiedstaaten abgeieitete Zuständigkeit aus- 
übt, deren Beiträge gieich bieiben. 

Zu Artikel 5 

Das Ausmaß der Beteiiigung der Europäischen Union in 
den EUROCONTROL-Gremien wird festgeiegt. 

Die Europäische Union ist berechtigt, bei den Arbeiten 
aiier EUROCONTROL-Gremien vertreten zu sein und sich 
daran zu beteiligen, soweit einer ihrer Mitgiiedstaaten 
berechtigt ist, ais Vertragspartei vertreten zu sein, und in- 
soweit als Angelegenheiten behandelt werden könnten, 
die in die Zuständigkeit der Union faiien; davon aus- 
genommen sind Gremien, die eine Rechnungsprüfungs- 
funktion wahrnehmen. Die Europäische Union wird kon- 
kret durch die Europäische Kommission vertreten, die 
während der Arbeiten der Gremien der Organisation die 
Standpunkte der Mitgiiedstaaten der Union koordiniert. 

Der Ausschiuss des Rechts der Union, Kandidaten vor- 
zuschiagen für die Mitgiiedschaft in gewähiten Gremien 
oder für Ämter in Gremien, an denen teiizunehmen sie be- 
rechtigt ist, erscheint durch den Wunsch gerechtfertigt, 
die Dupiizierung der Vertretung ihrer Mitgiiedstaaten zu 
vermeiden, die zu einem Übergewicht der Union bei soi- 
chen Wahien führen würde. 

Zu Artikel 6 

Zu Absatz 1 

Die Europäische Union nimmt die Stimmrechte ihrer Mit- 
giiedstaaten wahr, wenn Beschiüsse in Angeiegenheiten 
gefasst werden, in denen die Europäische Union die 
ausschiießiiche Zuständigkeit besitzt. 

Bei diesen Abstimmungen häit die Europäische Union 
gemäß Artikel 6 Absatz 1 die Zahi der - einfachen und 
gewogenen - kumuiierten Stimmen ihrer Mitgliedstaaten. 

Vertragsparteien, die nicht Mitgiiedstaaten der Union sind, 
können die Vertagung einer soichen Entscheidung für 
einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten beantra- 
gen. 

Zu Absatz 2 

Bei Beschiüssen zu Angeiegenheiten, in denen die Euro- 
päische Union keine ausschiießiiche Zuständigkeit be- 
sitzt, behaiten die Mitgiiedstaaten der Europäischen Union 
ihr jeweiiiges Stimmrecht, und die Europäische Union 
nimmt nicht an der Abstimmung teii. 

Zu Absatz 3 

Aiie Vertragsparteien des EUROGONTROL-Übereinkom- 
mens, insbesondere diejenigen, die nicht Mitgiiedstaaten 
der Europäischen Union sind, haben ein berechtigtes in- 
teresse daran, in jedem Einzeifail, der zur Abstimmung auf 
der Tagesordnung der Generaiversammiung, des Rates 
oder anderer Beschiuss fassender Gremien steht, zu er- 
fahren, ob die Europäische Union ihr Stimmrecht ausüben 
wird. Daher ist eine Unterrichtung der anderen Vertrags- 
parteien vorgesehen, wenn die Europäische Union beab- 
sichtigt, ihr Stimmrecht auszuüben. 


Zu Artikel 7 

Gemäß Artikel 7 wird der Umfang der Zuständigkeiten der 
Europäischen Union in einer allgemeinen Erklärung fest- 
gehalten, welche die Europäische Union bei der Unter- 
zeichnung dieses Protokolls abgibt (ABI. L 304 vom 
30.9.2004, S. 210). Diese Erklärung kann bei Bedarf ge- 
ändert werden, wobei davon ausgegangen wird, dass 
sich die Zuständigkeiten der Europäischen Union laufend 
erweitern werden (vgl. die Verordnungen des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2004 
über den Einheitlichen Europäischen Luftraum). In dieser 
allgemeinen Erklärung wird auf die allgemeinen Zustän- 
digkeiten der Union im Bereich der Verwaltung des Luft- 
verkehrs (Normung, Forschung und technologische 
Entwicklung sowie transeuropäische Netze) und der Luft- 
beförderung verwiesen; gleichzeitig wird darin hervorge- 
hoben, dass eine von EUROGONTROL zu ergreifende 
Maßnahme möglicherweise Auswirkungen auf das all- 
gemeine politische Vorgehen der Union, z. B. in den 
Bereichen Wettbewerb, freier Verkehr von Gütern und 
Dienstleistungen (einschließlich öffentliche Ausschreibun- 
gen und Datenschutz) sowie auf den Umweltschutz, die 
Sozialpolitik und die wirtschaftliche und soziale Kohärenz 
haben könnte. 

Gemäß den Bestimmungen des revidierten Übereinkom- 
mens kann die Tätigkeit von EUROCONTROL auch die 
militärischen Luftraumnutzer betreffen. In diesem Zusam- 
menhang enthält die Schlussakte der Diplomatischen 
Konferenz, die den Rahmen für die Unterzeichnung des 
Beitrittsprotokolls bildete, eine gemeinsame Erklärung zur 
fehlenden Zuständigkeit der Union in den Bereichen 
nationale Sicherheit und Landesverteidigung. 

Zu Artikel 8 

In diesem Artikel wird auf die Anwendbarkeit der Bestim- 
mungen des revidierten EUROCONTROL-Übereinkom- 
mens in Bezug auf Streitigkeiten verwiesen, die zwischen 
Vertragsparteien des Beitrittsprotokolls bzw. zwischen 
einer oder mehreren Vertragsparteien des Beitrittsproto- 
kolls und EUROCONTROL hinsichtlich der Auslegung, 
Anwendung oder Durchführung des Beitrittsprotokolls 
auftreten könnten. 

Zu Artikel 9 

Zu Absatz 1 

Die Bestimmung regelt, welche Staaten und Organisatio- 
nen das Protokoll zeichnen können. 

Zu Absatz 2 

Das Zusatzprotokoll bedarf der Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung. Die entsprechende Urkunde wird bei 
der Regierung des Königreichs Belgien hinterlegt. 

Zu Absatz 3 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Protokolls. 
Zu Absatz 4 

Dieser Absatz betrifft das Inkrafttreten des Protokolls für 
Unterzeichnerstaaten, die ihre Ratifikations-, Annahme- 
oder Genehmigungsurkunde nach dem Inkrafttreten des 
Protokolls hinterlegt haben. 
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Zu Absatz 5 

Es obliegt der Regierung des Königreichs Belgien, den 
Regierungen der anderen Unterzeichnerstaaten und der 
Europäischen Union jede Unterzeichnung, jede Hinter- 
legung sowie jedes Inkrafttreten des Protokolls zu notifi- 
zieren. 

Zu Artikel 10 

Das Protokoll zur Neufassung des Übereinkommens sieht 
für die Zeit nach seinem Inkrafttreten allein die Möglich- 
keit eines Beitritts gemäß den Artikeln 39 und 40 des 
Übereinkommens vor. Eine Unterzeichnung ist nach die- 
sem Zeitpunkt nicht mehr vorgesehen. Artikel 1 0 des vor- 
liegenden Protokolls sieht den gleichen Mechanismus in 
Bezug auf dieses Protokoll vor. Staaten, die dem revidier- 
ten Übereinkommen beitreten, sind danach gleichzeitig 
durch das vorliegende Beitrittsprotokoll gebunden. 


Zu Artikel 1 1 

Zu Absatz 1 

Das Protokoll bleibt für einen unbestimmten Zeitraum in 
Kraft. 

Zu Absatz 2 

Sollten alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die 
Vertragsstaaten von EUROCONTROL sind, aus der Orga- 
nisation ausscheiden, so gilt die Notifizierung der Aus- 
trittserklärung des letzten Mitgliedstaats der Union als 
Notifizierung der Europäischen Union. 

Zu Artikel 12 

Das Protokoll ist von der Regierung des Königreichs 
Belgien beim Generalsekretär der Vereinten Nationen und 
beim Rat der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation zu 
registrieren. 
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